
LEUTE in der Politik

Michelle Obama, frühere US-First-Lady,
war gegen die Kandidatur ihresMan-
nes bei der US-Präsidentenwahl 2008.
Erst mit der Zeit habe sie „widerwil-
lig“ entschieden, sich dem nicht in den
Weg zu stellen, sagte Barack Obama in
der TV-Sendung „60Minutes“. „Und die
Tatsache, dass ich gewonnen habe, hat
nicht unbedingt ihren Frust gemildert
– denn der Preis, den Familien dafür
bezahlen, ist real.“ DassMichelle sich
darauf eingelassen und ihm verziehen
habe, sei ein Akt der Gnade gewesen –
„und ich binmir nicht sicher, dass ich
ihn verdient habe“. Im ersten Band sei-
ner zweiteiligenMemoiren, „A Promi-
sed Land“, zitiert Obama die Reaktion
seiner Frau auf seine Pläne: „Ich will
nicht, dass du für das Präsidentenamt
kandidierst. Gott, Barack, wann wird es
genug sein?“ (dpa)

Lorenz Caffier, 65,
Mecklenburg-Vor-
pommerns bisheriger
Innenminister, CDU,
hat sich nach seinem
Rücktritt krankgemel-
det. Damit wird er heu-
te nicht wie geplant im Innenausschuss
des Landtags zu seinemWaffenkauf
bei einemmöglicherweise rechtsex-
tremenMann Anfang 2018 Stellung
nehmen. Das Innenministeriumwerde
von StaatssekretärThomas Lenz (CDU)
vertreten, so die CDU-Landtagsfrakti-
on. Caffier hatte amDienstag sein Amt
niedergelegt – vier Tage, nachdem er
auf öffentlichen Druck hin eingeräumt
hatte, eine Pistole von einemHändler
gekauft zu haben, bei dem das Landes-
kriminalamt Anhaltspunkte für rechts-
extremistische Äußerungen sieht. (dpa)

Mario Voigt, 43,Thürin-
ger CDU-Fraktionschef
im Landtag, soll sei-
ne Partei in die Land-
tagswahl führen. Der
CDU-Landesvorstand
nominierte ihn vor
dem geplanten Urnengang im April.
Parteichef Christian Hirte zeigte sich
erfreut über die „Geschlossenheit, mit
der wir diese Entscheidung gemeinsam
tragen“. Bei der Landtagswahl im ver-
gangenen Oktober hatte die CDU ein
Drittel ihrer Wähler verloren und wur-
de hinter der Linken und der AfD nur
noch drittstärkste Kraft. DieWahl des
FDP-PolitikersThomas Kemmerichmit
den Stimmen von CDU und AfD zum
Ministerpräsidenten stürzteThürin-
gen im Februar in eine Regierungskrise
und setzte die CDU unter Druck. (AFP)

Francisco Sagasti, 76,
peruanischerMitte-
Rechts-Politiker, ist
nach Tagen der politi-
schen Unruhe in Peru
als neuer Staatschef
vereidigt worden. Der
ehemalige Ingenieur ist der dritte Prä-
sident des südamerikanischen Landes
innerhalb von etwasmehr als einer
Woche. Er soll die Amtsgeschäfte bis
zurWahl im kommenden Jahr führen.
Nach den jüngsten Turbulenzenmuss
Sagasti vor allem das Vertrauen in die
Politik wiederherstellen. Zuletzt stand
der Andenstaat zeitweise ohne Staats-
chef da. Der Kongress hatte den bis-
herigen PräsidentenMartín Vizcarra
amMontag vergangenerWoche wegen
zahlreicher Korruptionsvorwürfe des
Amtes enthoben. (AFP)

Widerwilliges Einverständnis Er hat sich krankgemeldet Spitzenkandidat der CDU Als neuer Präsident vereidigt

Die Polizei setzt Wasserwerfer ein bei einer Demonstration gegen die Corona-Einschränkungen der Bundesregierung vor dem Brandenburger Tor in Berlin. BILDER: DPA

Berlin – Bundestag, Bundesrat und
Bundespräsident haben den Weg für
die Reform des Infektionsschutzge-
setzes geebnet. In der geänderten Fas-
sung sollen bereits erfolgte und künf-
tige Maßnahmen zum Schutz vor dem
Coronavirus auf einebessere rechtliche
Grundlage gestellt werden. Das Gesetz
enthält nun einen konkreten Katalog
möglicherMaßnahmen, etwa Kontakt-
beschränkungen, Maskenpflicht und
Geschäftsschließungen.
Union und SPD verteidigten das Ge-

setzesvorhabengegen teilsmassiveKri-
tik aus AfD, FDP und Linkspartei. So
wies die sozialdemokratische Gesund-
heitspolitikerin Bärbel Bas Befürch-
tungen zurück,mit der Reformwürden

staatlicheBefugnisse ausgeweitet. „Ge-
naudasGegenteil ist der Fall“, sagte sie,
bislang per Verordnung erlassene Co-
rona-Maßnahmen würden gesetzlich
mögliche Schutzmaßnahmen konkret
aufgelistet.
Bundesgesundheitsminister Jens

Spahn (CDU) sagte, ohne einen ent-
schlossenen Kampf gegen die Pande-
mie drohten steigende Infektionszah-
len, Leid auf den Intensivstationen und
Kontrollverlust. Er begrüßte Fortschrit-
te bei der Entwicklung eines Impfstoffs,
sagte aber: „Ich gebe IhnenmeinWort:
Es wird keine Impfpflicht geben.“

Die AfD platzierte in ihren Reihen
Plakate, auf denen einGrundgesetzmit
Trauerflor zu sehen war. Solche Aktio-
nen sind imParlament nicht erlaubt, es
gab eineUnterbrechung. AfD-ChefAle-
xander Gauland hatte davor gewarnt,
die Maßnahmen liefen auf eine „Art
Diktatur“ hinaus.
Die Grünen tragen die Neufassung

des Infektionsschutzgesetzes mit,
wollen es aber um einen verbesserten
Schutz des Kindeswohls ergänzen.
Für die FDP signalisierte Fraktions-

chef Christian Lindner Ablehnung.
Fraktionsvize Stephan Thomae sagte
unserer Redaktion: „Trotz Nachbesse-
rung sind verfassungsrechtliche Zwei-
fel weiter nicht ausgeräumt. Für jedes
Infektionsgeschehen muss die Rechts-
folge eindeutig definiert sein.“
Für die Reform stimmten 415 Abge-

ordnete, dagegen 236, acht Parlamen-
tarier enthielten sich.
Später amNachmittag kam der Bun-

desrat zu einer Sondersitzung zusam-
men, um die Gesetzesänderung zu
billigen. Das Gesetz erhielt in der Län-
dervertretung 49 von 69 Stimmen.
In Hörweite zum Bundestag protes-

tierten mehrere Tausend Menschen
gegen das Infektionsschutzgesetz.
Querdenker-Initiativen und rechtsge-
richteteGruppenwie die Identitäre Be-
wegung und Reichsbürger hatten zum
Widerstand aufgerufen. Immer wie-
der klangen in den Sprechchören der
Demonstranten – historisch hanebü-
chene – Vergleichemit dem „Ermächti-
gungsgesetz“ an, das 1933 denWeg zur
Nazi-Diktatur Hitlers ebnete. Gegen
Mittag erklärte die Polizei die Veran-
staltung wegen der vielen Verstöße
gegen die Auflagen für beendet. Doch
ein Großteil der Teilnehmer weigerte
sich, den Platz zu verlassen. So wurden
Wasserwerfer eingesetzt.

Zähes Ringen um
Infektionsschutz
➤ Bundestag stimmt für das geänderte Gesetz
➤ FDP, AfD und Linke lehnen es ab
➤ Vor dem Bundestag schwere Ausschreitungen

„Ich gebe Ihnen mein
Wort: Es wird keine
Impfpflicht geben.“

Jens Spahn,
Gesundheitsminister, CDU
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Von „Ermächtigungsgesetz“ sprechen die
Querdenker in Bezug auf das Infektions-
schutzgesetz. Wird der Bundestag an den
Rand gedrängt? Wir haben Abgeordnete aus
der Region befragt:

➤ Agnieszka Brugger, Grüne,Wahl-
kreis Ravensburg, stimmte für das In-
fektionsschutzgesetz. Sie begründet
das damit, dass dieses eine klare und
belastbare Grundlage für die aktuell
nötigen Corona-Maßnahmen schaf-
fe. „Es ist ärgerlich, dass die Koali-
tion es erst jetzt schafft, diesen Schritt
zu gehen, hier ist unnö-
tig viel Zeit verschwen-
det worden.“ Die Parla-
mente sieht sie durch das
Gesetz nicht geschwächt,
imGegenteil würden die-
se gestärkt, weil dieMaßnahmen nun
sehr genau begründet werdenmüss-
ten. Kritik übt Brugger daran, dass
kein Pandemieratmit Experten aus
verschiedenen Bereichen gebildet wird
und dass das Kindeswohl nicht aus-
reichend berücksichtigt wird.
➤ Thorsten Frei, CDU,Wahlkreis
Schwarzwald-Baar, hatmit Ja ge-
stimmt. Seine Begründung: „Das 3.
Bevölkerungsschutzgesetz sorgt da-
für, dass die demokratische Legiti-
mation der Schutzmaßnahmen in der
Corona-Pandemie noch stärker wird.“
Das Parlament sieht Frei
keinesfalls ausgebootet,
es setze die Leitplanken
für flexibles Regierungs-
handeln: „Wir geben den
Ländern einen klaren
Rahmen für die Schutzmaßnahmen
vor und sorgen so fürmehr Bundes-
tagseinfluss und gleichzeitig fürmehr
Rechtssicherheit.“
➤ Andreas Jung, CDU,Wahlkreis Kon-
stanz, hat demGesetz zugestimmt.
Dass dadurch die Rechte des Bundes-
tags eingeschränkt würden, sieht er
nicht so. ImGegenteil: Der Bundestag
habe erst die gesetzliche
Grundlage dafür geschaf-
fen, dass die Regierungen
auf Bundes- und Landes-
ebene reagieren könnten.
Diese Schutzmaßnahmen
habeman nun angesichts der Dau-
er und der Intensität der Schutzmaß-

nahmen präzisiert. „Die rechtlichen
Handlungsmöglichkeiten der Regie-
rung werden also gerade nicht ausge-
weitet, sondern konkreter bestimmt.“
➤ Marcel Klinge, FDP,Wahlkreis
Schwarzwald-Baar, hatmit Nein ge-

stimmt. Seine Begrün-
dung: „Ich finde diese Art
der andauerndenHinter-
zimmerpolitik der Kanz-
lerinmit den Länderchefs
bei der Coronabekämp-

fung problematisch. Auch beim Infek-
tionsschutzgesetz, das die große Koali-
tion durch den Bundestag gepeitscht
hat, fehlt mir angesichts der gravie-
rendenGrundrechtseinschränkungen
die öffentliche und fundierte Debatte.
Reisebeschränkungen und pauscha-
le Berufsverbote, die ganze Branchen
lahmlegen,müssen in den Parlamen-
ten von allen Seiten beleuchtet und
diskutiert werden.“
➤ Rita Schwarzelühr-Sutter, SPD,Wahl-
kreisWaldshut, stimmtemit Ja. Sie be-

gründet dies damit, weil
dadurch die Gesundheit
der Bevölkerung in der
Corona-Pandemie ge-
schützt werde. „Fürmich
sind zentrale Bestandtei-

le des neuenGesetzes, dass allein der
Bundestag darüber entscheidet, ob
eine epidemische Lage vorliegt.“ Ent-
setzt habe sie der Vergleichmit dem
Ermächtigungsgesetz des Nazi-Re-
gimes von 1933 in vielen Zuschriften
und Anrufen. „Er verhöhnt dieMillio-
nen vonMenschenleben, die demNa-
tionalsozialismus zumOpfer gefallen
sind.“
➤ Benjamin Strasser, FDP,Wahlkreis
Ravensburg, hatmit Nein gestimmt

– nicht weil alles dar-
in schlecht sei, sondern
weil der Gesetzentwurf
an wichtigen Stellen nicht
klar genug regle, wann die
Bundesregierung wie han-

deln dürfe. „Einen Blankoscheck für
die Regierung wollen wir nicht ausstel-
len.“ Trotz dieser Kritik gehe der häu-
fige Vergleich zumErmächtigungsge-
setz der Nazis aber viel zu weit. „Er ist
geschichtsvergessen und gefährlich.“
Das Infektionsschutzgesetz sei keine
Entmachtung des Parlaments. (rom)

So haben unsere Abgeordneten abgestimmt

Auch Dunja Hayali, Jan Böhmermann und
Karl Lauterbach (SPD) stehen am Pranger.

Die AfD zeigt im Bundestag Plakate mit
Trauerflor ums Grundgesetz.

Manche Plakate der Demonstrierenden rich-
ten sich gegen die Kanzlerin.
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